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Das 41. Kontaktseminar vom 16. bis 18. 
Februar 2009 beschäftigte sich mit aktu-
ellen „Fragen zur Alters- und Invaliditätsvor-
sorge“. Zum 13. Mal eröffnete VorsRiBSG 
Prof. Dr. Peter Udsching als Vorsitzender 
des Vorstandes das Kontaktseminar. Eckhart 
Stüwe, neuer Verbandsdirektor des Spitzen-
verbandes der landwirtschaftlichen Sozial-
versicherung begrüßte die Tagungsteilneh-
mer als Gastgeber.

Die Vortragsreihe eröffnete Georg Recht, 
(BMAS), mit einem Referat über den „Rege-
lungsbedarf in der Alters- und Invaliditäts-
versicherung“. Recht stellte zunächst die 
Bereiche heraus, in denen seitens des BMAS 
keinen Regelungsbedarf gesehen werde. Als 
denkbare Reformoption stellte er eine Sen-
kung des Beitragssatzes vor, die gerade in 
der Finanzkrise wieder zur Stärkung der Wirt-
schaft auf den Tisch gekommen sei. Im Hin-
blick auf eine fl exible Ausgestaltung des 
Übergangs vom Erwerbsleben in die Rente 
würden zurzeit Überlegungen angestrengt, 
die auslaufende Förderung von Altersteil-
zeit durch die Bundesagentur für Arbeit für 
bestimmte Konstellationen die Altersteilzeit 
befristet zu verlängern. Antworten seien ange-
sichts der anstehenden Bundestagswahl in 
dieser Legislaturperiode nicht zu erwarten. 
Gleiches gelte für die Teilrente. Hier stünde 
die Forderung nach einer Teilrente bereits 
ab dem 60. Lebensjahr kontraproduktiv der 
Erhöhung der Regelaltersrente entgegen. 
Anschließend ging Recht auf die Alters-
armut in Deutschland ein, von der in den 
nächsten Jahren immer mehr Menschen 
betroffen sein würden. Zentrale Ursachen 
seien zum einen gebrochene Arbeitsbiogra-
phien sowie die reduzierten Bewertungen 
für Langzeitarbeitslose. Als – allerdings 

„nicht spruchreife“ – Überlegung stellte 
er die Möglichkeit einer Einbeziehung von 
Zeiten des Bezuges von Arbeitslosengeld II 
in die Gesamtleistungsbewertung dar. An 
eine Erwerbsminderungsrente ohne Ab-
schläge werde dagegen nicht gedacht.

Im Rahmen eines Streitgesprächs bezogen 
Ingo Nürnberger (DGB) und Dr. Martin 
Kröger (BDA) gegensätzliche Positionen zu 
dem Thema „Die Anhebung der Regelalters-
grenze und gleitender Übergang vom Er-
werbsleben in den Ruhestand – aus Sicht der 
Sozialpartner“. Nürnberger nannte die Ar-
beitgeber als Gewinner und die Arbeitnehmer 
als Verlierer der stufenweisen Anhebung der 
Regelaltersgrenze von 65 Jahre auf 67 Jahre 
von 2012 bis 2029 durch das RV-Altersrenten-
anpassungsgesetz. „Erwerbschancen mit 
sozialer Schlagseite“ nannte er die Beobach-
tung, dass sich die Erwerbstätigkeit im Alter 
nach der berufl ichen Qualifi kation richte und 
abnehme, je geringer qualifi ziert der Betrof-
fene sei. Es werde nicht berücksichtigt, dass 
die Neueinstellungschance auf dem Arbeits-
markt umso geringer sei, je älter der Erwerbs-
fähige werde. Im Rahmen des Berichtsauf-
trages nach § 154 Abs. 4 SGB VI sei genau zu 
prüfen ob die Entwicklung der Arbeitsmarkt-
lage sowie der wirtschaftlichen und sozialen 
Situation älterer Arbeitnehmer weiterhin 
vertretbar erscheine, da anderenfalls die An-
hebung der Regelaltersgrenze auszusetzen 
sei. Wichtige Voraussetzungen für die Um-
setzung einer steigenden Regelaltersgrenze 
sei insbesondere die Stärkung präventiver 
Maßnahmen. Als „alternativlos“ stellte hin-
gegen Dr. Kröger die gesetzlich vorgesehene 
Anhebung der Regelaltersgrenze dar. Die 
Notwendigkeit ergebe sich aus dem demo-
graphischen Wandel, den er anhand von 
Darstellungen der Bevölkerungsvorausbe-
rechnungen des Statistischen Bundesamtes 
anschaulich präsentierte. Selbst eine Regel-
altersgrenze von 67 Jahren werde die demo-
graphischen Entwicklungen mit der entspre-
chenden Abnahme des Erwerbspersonenpo-
tentials nicht vollständig auffangen können. 
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Der Vorstand, der nach § 10 Abs 1 Satz 2 
der Satzung „aus seiner Mitte“ den Vorsit-
zenden und den stellvertretenden Vorsit-
zenden wählt, hat den Generationswechsel 
beschlossen: Zur Bundestagung am 26. 
November 2009 verabschieden sich 
Prof. Dr. Peter Udsching und Prof. Dr. Dr. 
h.c. Eberhard Eichenhofer nach 
12 Jahren als Vorsitzender und stellvertre-
tender Vorsitzender. 

Neuer Vorsitzender wird Prof. Dr. Rainer 
Schlegel (Vorsitzender Richter am BSG), 
stellvertretender Vorsitzender Prof. Dr. 
Ulrich Becker (Direktor des Max-Planck-
Instituts für internationales und auslän-
disches Sozialrecht). Der bisherige Vorsit-
zende wird dem Vorstand noch bis zum 
Ablauf seiner Wahlperiode 2011 angehören; 
die Wahlperiode des bisherigen Stellvertre-
tenden Vorsitzenden läuft aus. 

Der Vorstand wird dem Verbandsausschuss 
vorschlagen, Herrn Prof. Dr. Christian 
Rolfs (bislang Universität Bielefeld, jetzt 
Universität Köln) als zweiten Vertreter der 
Hochschullehrer in den Vorstand zu wählen.
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Am zweiten Tag behandelte Dr. Hans Jürgen 
Urban (IG-Metall) das Thema „Umlageba-
sierte Sozialrente – steuerfi nanzierte Grund-
rente – kapitalgedeckte Privatrente – Bau-
steine einer Alterssicherung der Zukunft?“ 
Festzustellen sei ein stiller Systemwandel in 
der gesetzlichen Rentenversicherung vom 
ausgabenorientierten Einnahmesystem 
(leistungsorientierten System) zum einnah-
menorientierten Ausgabensystem (beitrags-
orientierten System) oder auch von der 
Lebensstandardsicherung hin zur Fürsorge-
Rente. Alternative Lösungen in Form einer 
steuerfi nanzierten Grundrente oder einer 
kapitalgedeckten Privatvorsorge seien nur 
Scheinlösungen, die u.a. eine Gefahr der Re-
duzierung des Leistungsniveaus bzw. einer 
Unterversicherung mit sich brächten. Das 
gegenwärtige System der Altersvorsorge 
sehe sich vor allem dem Problem steigen-
der Altersarmut, der Lebensstandardsiche-
rung und der fehlenden Legitimation und 
Akzeptanz ausgesetzt. Es sei den Versicher-
ten nur schwer vermittelbar, dass ein Durch-
schnittsverdiener bereits heute 28 Jahre und 
im Jahr 2040 34 Jahre in die gesetzliche 
Rentenversicherung einzahlen müsse, um 
eine Rente auf Grundsicherungsniveau zu 
erhalten. Als Lösungsweg stellte Urban das 
„Fünf-Punkte-Programm“ der IG-Metall vor, 
das sich zusammensetze aus 1) dem Einbe-
zug aller Erwerbstätigen in ein universelles 
Solidarsystem, 2) der Lebensstandardsiche-
rung durch u.a. die Wiederankopplung der 
Renten an die allgemeine Einkommensent-
wicklung, Vermeidung von Abschlägen bei 
der Erwerbsminderungsrente und höhere 
Beitragsleistungen für Langzeitarbeitslose, 
3) einer Betriebsrente als verpfl ichtendes 

Angebot für alle bei entsprechender ordnungs-
politischer Weichenstellung, 4) einer fl exi-
blen Regelung für Übergänge durch Fortfüh-
rung der öffentlich geförderten Altersteil-
zeit, erleichterten Zugängen zur Erwerbs-
minderungsrente und dem Verzicht auf die 
Rente erst mit 67 Jahren und schließlich 
5) der Einführung einer Sozialversicherungs-
pfl icht für alle Beschäftigungsverhältnisse 
sowie der Einführung von Mindestlöhnen.

Den möglichen Zukunftsperspektiven von 
öffentlich-rechtlicher und privater Vorsorge 
widmete sich Prof. Dr. Diether Döring 
(Universität Frankfurt). Zu Beginn seines 
Vortrages stellte er die beiden grundlegen-
den sozialen Sicherungssysteme in Europa 
dar: den Beveridge-Typ und den Bismarck-
Typ. Während der Beveridge-Typ von der 
Grundidee der Universalität geprägt sei, auf 
eine Basissicherung ohne Einkommensfak-
tor abstelle und Zusatzsicherungen auf die 
betriebliche und private Vorsorge delegiere, 
orientiere sich der Bismarck-Typ im Kern an 
der Lebenslohnbiographie und an der Dauer 
der Beitragszahlung mit einer betrieblichen 
Altervorsorge als additives Element. Es sei 
eine deutliche Entwicklung zu erkennen, dass 
zwischenzeitlich viele europäische Länder, 
z.B. die Schweiz und Frankreich, obligatori-
sche betriebliche Altersvorsorgesysteme ein-
geführt hätten und die Altersvorsorge in 
Deutschland vergleichsweise unterdurch-
schnittlich abschneide. Eine „kampfstarke“ 
zusätzliche eigene Sicherung sei daher drin-
gend erforderlich. Zu fordern sei eine Grund-
aufstellung, in der das staatliche System ins-
besondere zum einen durch eine Verbreitung 
der Versicherungspfl icht und zum anderen 
durch eine bessere Anerkennung für Personen 
mit niedrigen Erwerbsbiographien gestärkt 
werde.

Dr. Stephan Gutzler LL.M. (RiSG Mainz, 
zurzeit wiss. Mitarbeiter am BSG) referierte 
anschließend über aktuelle Fragen aus dem 
Rentenversicherungsrecht in der Rechtspre-
chung der Sozialgerichte. Zunächst erläuterte 
er die Entscheidungen des 5. Senats des BSG 
vom 14.08.2008 zu den Erwerbsminderungs-
renten, in denen der Senat anders als zuvor 
der ehemalige 4. Senat des BSG eine ausrei-
chende gesetzliche Ermächtigungsgrundlage 
für die Praxis der Rentenversicherungsträger 
bejaht hat, die Rente bereits vor dem 60. 
Lebensjahr des Versicherten zu mindern. Es 
sei, so Gutzler in diesem Zusammenhang, 
nicht die Aufgabe der Gerichte, zu prüfen, 

was sozialpolitisch sinnvoll sei, sondern was 
der Gesetzgeber gerade (noch) dürfe. Dies 
werde nun auch das BVerfG im Rahmen 
einer Verfassungsbeschwerde zu überprüfen 
haben. Abschließende Klärungen habe ferner 
der 13. Senat des BSG im letzten Jahr u.a. für 
verschiedene Fragestellungen im Bereich 
der Umdeutung eines Antrags auf Rehabilita-
tion in einen Rentenantrag sowie für die in 
der Praxis vielfach aufgetretenen Verfahren 
zu einer Absenkung des Freibetrages Ost bei 
der Anrechnung von Unfallversicherungs-
renten nach einem Hin und Her zwischen 
Gesetzgeber und Gerichten schaffen können. 
Als richtungsweisende Entscheidungen be-
zeichnete Gutzler u.a. die Urteile der Renten-
senate zu den Rückforderungsmöglichkeiten 
des Rentenversicherungsträgers vom Kredit-
institut, wenn die Rente nach dem Tod des 
Versicherten auf dessen Konto eingegangen 
ist. Schließlich wies er auf anstehende grund-
legende Entscheidungen des BSG zur Versor-
gungsehe hin sowie auf Verfahren nach dem 
Gesetz zur Zahlbarmachung von Renten aus 
Beschäftigungen in einem Ghetto.

Dr. Herbert Rische (Präsident der DRV Bund) 
befasste sich mit der „Erwerbstätigenversi-
cherung“. Während in der Vergangenheit die 
Einbeziehung von Selbständigen in die ge-
setzliche Alterssicherung nur für bestimmte 
Kreise als erforderlich erachtet worden sei, 
gebe es nunmehr eine intensive Diskussion 
für eine obligatorische Altersicherung auch 
für Selbständige. Die Notwendigkeit hierfür 
ergebe sich insbesondere aus den erhebli-
chen Anstieg sog. Solo-Selbständiger (ohne 
Angestellte) und zunehmender „Patchwork-
Biographien“ mit sowohl selbständigen als 
auch abhängigen Beschäftigungszeiten, für 
die keine ausreichenden Versicherungsmög-
lichkeiten bestünden. Um auf diese verän-
derten ökonomischen Rahmenbedingungen 
reagieren zu können, sei zum Schutz des 
Einzelnen vor Altersarmut und zum Schutz 
der Gesellschaft vor zukünftigen Fürsorge-
leistungen eine obligatorische Alterssicherung 
geboten. Rische plädierte daher für den Ein-
bezug weiterer Erwerbstätiger in die gesetz-
liche Rentenversicherung, jedoch ausdrück-
lich nur derjenigen, die noch nicht in einem 
anderen obligatorischen sozialen Sicherungs-
system abgesichert seien, wie z.B. die Beam-
ten und bei berufsständigen Versorgungsein-
richtungen Versicherten. Eine freie Wahl 
einer Vorsorgeform für Selbständige sei so-
wohl für den Einzelnen als auch für den Ver-
sicherungsträger und für Fälle eines Träger
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Sozialrecht in 
Europa – 
Sozialrechtslehrer-
tagung in Köln

Am 30. und 31.03.2009 richtete der Deut-
sche Sozialrechtsverband in dem nüchter-
nen, aber dank des gerade ausgebrochenen 
Frühlings sonnendurchfl uteten Senatssaal 
der Albertus-Magnus-Universität zu Köln die 
11. Sozialrechtslehrertagung aus. Sie wurde 
von über 60 Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrern unter Einschluss von Kollegin-
nen und Kollegen aus Polen, Österreich, der 
Schweiz sowie der Tschechischen Republik 
besucht. 

Das Thema „Sozialrecht in Europa“ passte 
vorzüglich zum Tagungsort – war doch Köln  
schon wiederholt Schauplatz internationaler 

wachsende Bedeutung erlange, komme auch 
dem europäischen Wettbewerbsrecht ein 
zunehmender Einfl uss zu – sei es in Gestalt 
von Kartell-, Beihilfe- oder Vergaberecht. 

Prof. Dr. Angelika Nußberger (Universi-
tät Köln) behandelte in ihrem Vortrag die 
Bedeutung der sozialen Grundrechte. Diese 
werden – so der Lissabonner Vertrag endgül-
tig angenommen sein wird – zu einem inte-
gralen Bestandteil der bereits heute unver-
bindlich geltenden Charta der Grundrechte 
in der EU. Auf diese Weise wird die deutsche 
Grundrechtsdogmatik vor die praktische Auf-
gabe gestellt, die Reichweite der sozialen 
Grundrechte für das Gesetzesrecht zu be-
stimmen. Das einst vom Bundesverfassungs-
gericht beklagte Fehlen von Menschenrech-
ten im Recht der EU wird damit endgültig 
und umfassend ausgeglichen werden. Die 
deutsche Dogmatik wird mit einer Frage kon-
frontiert werden, die sie bisher unter Beru-
fung auf die angeblich enttäuschenden Erfah-
rungen der Weimarer Reichsverfassung für 
nicht bedeutend hielt. Was leisten die sozialen 

wechsels mit Problemen behaftet. Eine Ein-
beziehung von Beamten in die gesetzliche 
Rentenversicherung würde katastrophale 
Folgen mit sich führen, da auch deren erheb-
liche „Uraltlasten“ zu übernehmen wären. 
Bei der Umsetzung seines Vorschlages müss-
ten die speziellen Verhältnisse der Selbstän-
digen durch Sonderreglungen (z.B. bei der 
Beitragsgestaltung und der Beitragshöhe) 
sowie durch Übergangs- und Vertrauens-
schutzregelungen berücksichtigt werden.

Den dritten Tag der Veranstaltung eröffnete 
Prof. Dr. Karl Jürgen Bieback (Universität 
Hamburg) mit seinem Vortrag „Existenzsiche-
rung und Alters- und Invaliditätsvorsorge“. 
Die Existenzsicherung sei als Basissicherung 
auch auf europäischer Ebene stets als Siche-
rung nicht nur des physischen, sondern des 
sozio-kulturellen Existenzminimums zu 
sehen. Verfassungsrechtlich sei durch Art. 3 
Grundgesetz geboten, dass das Leistungs-
niveau der gesetzlichen Rentenversicherung 
für die Mehrheit seiner Versicherten ein Ni-
veau sichere, das über der Sozialhilfe liege. 
Das könne nur für den „typischen“ Versicher-
ten gelten. Einfachgesetzliche Regelungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung sähen für 
die Berichte zur Entwicklung des Rentenni-
veaus entsprechend der Grundstruktur der 
Sicherung als Orientierungsmarken nur die 
relative Position zum Durchschnittseinkom-

men der Versicherten vor. Erkennbar sei fer-
ner eine starke Schlagseite von einer ausga-
benorientierten zu einer einnahmenorien-
tierten Rentenversicherung. Angesichts der 
Tatsache, dass selbst ein Durchschnittsver-
diener über 25 Jahre arbeiten müsse, um 
eine Rente auf einem Sozialhilfeniveau von 
685 Euro monatlich zu erhalten, forderte 
Bieback eine bessere Absicherung der exis-
tenzsichernden Funktion der Vorsorgesys-
teme. Im Rahmen einer rentenversicherungs-
rechtlichen Lösung sei dies z.B. auf der Ein-
nahmenseite durch eine Änderung der 
(Pfl icht-)Mitgliedschaften und der Faktoren 
der Beitragsseite zu erreichen. Wesentliches 
Augenmerk bei der Absicherung aber sei auf 
die Schnittstellen zwischen der Existenz-
sicherung und dem Rentenversicherungs-
system zu richten. So gehöre etwa auch die 
Vorsorge zum sozio-kulturellen Existenz-
minimum. Allerdings habe z.B. die Pfl icht-
versicherung von Empfängern von Arbeits-
losengeld II bislang nur die unzureichende 
Funktion, Lücken zu vermeiden und Anrech-
nungszeiten auszuschließen. Abhilfe könne 
ferner eine Versicherungspfl icht, vor allem 
im Rahmen der betrieblichen Altersvorsorge 
nach dem Vorbild einer Pfl ichtversicherung 
in der privaten Pfl egeversicherung schaffen. 

Zum Abschluss der Tagung informierte 
Prof. Dr. Christian Rolfs vom Institut für 

Arbeit und sozialen Schutz der Universität 
Bielefeld über die neue Gestaltung des Über-
gangs in den Ruhestand, die insbesondere 
durch die Anhebung der Regelaltersgrenze 
auf 67 Jahre und die zum 31.12.2009 auslau-
fende durch die Bundesagentur für Arbeit 
geförderte Altersteilzeit in den Mittelpunkt 
der Diskussionen gerückt sei. Über 2009 
hinaus bleibe weiterhin die Förderung der 
Altersteilzeit durch Steuer- und Beitragsfrei-
heit erhalten und damit zugleich die Beitrags-
freiheit. Diese Förderung sei auch ohne Wie-
derbesetzung des Arbeitsplatzes gegeben. 
Damit sei die (verbleibende) Altersteilzeit für 
Arbeitgeber nach wie vor attraktiv, da viele 
von ihnen ohnehin keine Wiederbesetzung 
vornehmen und daher keine Förderung der 
BA beanspruchen würden. Anschießend 
stellte Rolfs neuen Konzepte der Tarifsvertrags-
parteien zunächst anhand des Tarifvertrags 
zum fl exiblen Übergang in die Rente der 
Metall Baden-Württemberg vor. Der bundes-
weit geltende Tarifvertrag Chemie Lebens-
arbeitszeit und Demographie („TV Demo“) 
sei gekoppelt an eine Demographieanalyse 
der Alters- und Qualifi kationsstrukturen. Die 
Finanzierung erfolge über einen Demogra-
phiefonds, in den der Arbeitgeber jährlich 
300 Euro für jeden Arbeitnehmer einzahle. 

Dr. Kirsten Kaiser, RinSG Lübeck, 
zurzeit wiss. Mitarbeiterin am BSG

Begegnungen und steht für die Politik der 
Westintegration der Bundesrepublik 
Deutschland, die eng mit dem Namen des 
ehemaligen Kölner Oberbürgermeisters 
Konrad Adenauer verbunden ist.

Die Tagung versuchte den seit den Verträ-
gen von Maastricht, Amsterdam und Nizza 
merklich gewachsenen Einfl uss europä-
ischen Rechts auf das Sozialrecht der Mit-
gliedstaaten begriffl ich und systematisch zu 
erfassen. Prof. Dr. Dr. h.c. Rainer Pitschas 
(Universität Speyer) untersuchte in seinem 
Vortrag die Rolle der EU und der Mitglied-
staaten im Sozialrecht von morgen. Er stellte 
eine wachsende Einwirkung des EU-Rechts 
auf das Sozialrecht der Mitgliedstaaten fest 
und bestimmte eindrucksvoll die möglichen 
Schnittstellen zwischen europäischem und 
mitgliedstaatlichem Recht. Diese sei nicht 
alleine auf die wachsende Koordinierung 
und Standardisierung der Sozialrechte zu 
beschränken. Namentlich in Sozialleistungs-
zweigen, in denen – wie im Recht der Gesund-
heitsleistungen – der Wettbewerb eine 



Ausblick: 
Bundestagung 2009

Die Bundestagung wird im Jahr 2009 in 
Kooperation mit dem Bundessozialgericht 
abgehalten werden.

Im Anschluss an die alljährliche Richterwo-
che des BSG fi ndet am 26. November eine 
gemeinsame Tagung mit dem Deutschen 
Sozialrechtsverband statt. Die Geamttagung 
steht unter dem Leitthema „60 Jahre Grund-
gesetz und Sozialverfassung“. Die gemein-
same Veranstaltung am 26. November wird 
sich mit der Zukunft der Gesundheitsver-
sorgung beschäftigen. 

Folgende Themenkomplexe sind vorgesehen:

• Existenzminimum und Gesundheitsver-
sorgung

• Gesundheitsversorgung – staatlich, 
sozial- oder privatversichert ? 

• Sind Leistungsrationierungen in der 
Gesundheitsversorgung notwendig und 
verfassungsrechtlich zulässig? 

Die Themen sollen jeweils durch ein Impuls-
referat eines Hochschullehrers vorbereitet 
werden, nach kurzen Statements von 
Akteuren des Gesundheitswesens bzw. der 
Krankenversicherung folgt dann jeweils  
eine Podiumsdiskussion unter Beteiligung 
der Tagungsteilnehmer

Das 42. Kontaktseminar fi ndet vom 
22. bis 24. Februar 2010 – wie immer im 
Verwaltungsseminar (Fachhochschule) des 
Bundesverbandes der landwirtschaftlichen 
Sozialversicherungsträger in Kassel – statt. 

Das Kontaktseminar 2010 wird sich mit 
dem Thema „Psychiatrie im Sozialrecht“ 
beschäftigen.

Grundrechte der EU-Grundrechtecharta? 
Diese Thematik wird schon bald die Recht-
sprechung des EuGH beschäftigen. Nußber-
ger analysierte die verschiedenen Dimen-
sionen und Verwendungsweisen und stellte 
fest, dass bereits gegenwärtig in der Recht-
sprechung des EuGH häufi g Anklänge an 
die sozialen Grundrechte vorkommen und 
sich diese verstärken dürften. Andererseits 
sind die Grundrechtsgewährleistungen all-
gemein und lassen deshalb den Mitglied-
staaten einen großen Spielraum. Allerdings 
ist ihr Zugang universalistisch, was sich 
daraus erklärt, dass sie als Menschenrechte 
formuliert sind. Dies dürfte zweifellos Rück-
wirkungen haben auf die künftige Ausge-
staltung des nach wie vor gegliederten Sys-
tems der sozialen Sicherung in Deutschland. 

Prof. Dr. Stephan Rixen (Universität Kassel) 
nahm sich des Wechselverhältnisses von 
Wirtschafts- und Sozialrecht an und zeichne-
te ein eindrucksvolles Bild von dem Zusam-
menspiel zwischen den wettbewerbs-, bei-
hilfe- und vergaberechtlichen Prinzipien des 
EG-Rechts. Er sprach sich für eine Harmoni-
sierung beider Rechtsgebiete aus; betonte 
vor allem, dass auch dem Wirtschaftsrecht 
durchaus soziale Zwecke zugrunde liegen 
wie umgekehrt das Sozialrecht Sinn für 
Wirtschaftlichkeit bewahren müsse. Sein 
Vortrag war Ausdruck dieses Bemühens, 
beide Gebiete aufeinander zu beziehen und 
abzustimmen, um sie so miteinander ver-
träglich zu machen. 

Prof. Dr. Ulrich Becker (Max-Planck-Institut 
für ausländisches und internationales Sozial-
recht München) untersuchte die europäischen 
Sozialstandards auf dem Hintergrund von 
Prinzipien des Sozialrechts der Mitgliedstaa-
ten. Er verknüpfte damit die Analyse der 
europarechtlichen Entwicklung mit dem Ver-
such, durch Rechtsvergleichung angesichts 
der technischen Vielgestaltigkeit und Viel-
falt der mitgliedstaatlichen Sozialrechte in 
diesen einheitlichen Prinzipien und Rechts-
grundsätze zu identifi zieren. Er stellte ein 
Projekt vor, in dem es darum gehe, durch 
Rechtsvergleichung elementare Grundsätze 
der Sozialrechtsgestaltung herauszufi nden. 
Er zeigte zum Abschluss auf, dass diese Prin-
zipien nicht nur erkennbar sind, sondern 
auch zunehmend durch europäische Verein-
heitlichungsbemühungen, namentlich im 
Rahmen der offenen Methode der Koordi-
nierung, gefördert und gestärkt würden. 

Prof. Dr. Stamatia Devetzi (Fulda) stellte 
die Neuregelung des Europäischen koordi-
nierenden Sozialrechts auf der Grundlage 
der Verordnung (EG) 883/2004 vor. Sie 
pointierte klar die thematischen Verände-
rungen, die in der Substanz eher beschei-
den ausfallen – Neuregelungen gibt es ins-
besondere bei der Entsendung, der Mehr-
fachbeschäftigung, der Leistungserbringung 
und der Arbeitslosigkeit und den Familien-
leistungen. Es gibt aber auch Lücken. Vor 
allem bei der ungeregelt gebliebenen Frage 
nach den grenzüberschreitenden Gesund-
heitsleistungen. Sie machte jedoch darüber 
hinaus auf neuere Entwicklungen in der 
Rechtsprechung aufmerksam, welche die 
hergebrachten Prinzipien des Europäischen 
koordinierenden Sozialrechts in Frage stel-
len. Insbesondere ging sie auf die Frage ein, 
inwieweit ein Günstigkeitsprinzip zwischen 
den nationalen, internationalen Sozialrecht 
einerseits und den Europäischen koordinie-
renden Sozialrechtsvorschriften anderer-
seits sich entwickelte. Sie bezog sich dabei 
insbesondere auf das EuGH-Urteil in der 
Rechtssache Bosmann aus dem Jahre 2008.

Prof. Dr. Dr. h.c. Eberhard Eichenhofer 
(Jena) bemühte sich zum Abschluss um eine 
juristische Klärung des Begriffs Europäisches 
Sozialmodell. Er sah im wesentlichen vier 
Dimensionen in diesem Begriff beschlossen: 
Erstens, eine sozialrechtshistorische, wel-
che vor Augen führt, dass das Sozialrecht 
eine gesamteuropäische Hervorbringung 
ist, die sich erst im 20. Jahrhundert in den 
drei Welten des „Wohlfahrtskapitalismus“ 
ausdifferenziert hat; zweitens, dessen Be-
deutung für die Rechtsvergleichung, inso-
weit das Europäische Sozialmodell jenseits 
aller technischen und prinzipiellen Unter-
schiede der drei Welten des Wohlfahrtskapi-
talismus wachsende nicht zuletzt auf euro-
päischer Rechtsetzung zurückgehende Ge-
meinsamkeiten aufweist. Europäisches Sozi-
almodell steht sodann, drittens, für eine 
sozialpolitische Programmatik, die sich zu-
nehmend in den Bemühungen der EU um 
eine Harmonisierung und Modernisierung 
der Systeme sozialen Schutzes in den ein-
schlägigen Dokumenten niederschlägt. Euro-
päisches Sozialmodell bedeutet, schließlich 
viertens, eine zunehmende Verschränkung 
der sozialpolitischen Zuständigkeiten 
zwischen Mitgliedstaaten und EU. Diese Ver-
schränkung entspricht der höchst differen-
zierten Ausgestaltung der zwischen EU und 

Mitgliedstaaten verteilten Zuständigkeiten. 
Denn obgleich die Mitgliedstaaten für ihre 
Systeme der sozialen Sicherung zuständig 
sind und bleiben, ist nach dem Lissabonner 
Vertrag der Europäischen Union die „soziale 
Gerechtigkeit“ (Art. 3 III EUV n.F.) als 
Zielsetzung aufgegeben. Wenn das nicht 
sozialrechtlich bedeutend ist!

Prof. Dr. Dr. h.c. 
Eberhard Eichenhofer, Jena
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